
Gemeinde 97957 Wittighausen
Main-Tauber-Kreis

Satzung Äber die Erhebung von ErschlieÅungsbeitrÇgen
(ErschlieÅungsbeitragssatzung)

der Gemeinde Wittighausen vom 20. Dezember 2005

Aufgrund der �� 2, 26 Abs. 1 S. 3, 34, 38 Abs. 1 S. 2 i.V.m. � 31 
Abs. 2 und � 38 Abs. 4 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) in 
Verbindung mit � 4 der Gemeindeordnung f�r Baden-W�rttemberg 
(GemO) hat der Gemeinderat der Gemeinde Wittighausen am 20. 
Dezember 2005 folgende Satzung beschlossen:

I.
ErschlieÅungsbeitrag fÄr AnbaustraÅen und Wohnwege

É 1
Erhebung des ErschlieÅungsbeitrags

Die Gemeinde Wittighausen erhebt Erschlie�ungsbeitr�ge nach den 
Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes sowie nach Ma�gabe 
dieser Satzung f�r �ffentliche 
1. zum Anbau bestimmte Stra�en und Pl�tze (Anbaustra�en), 
2. zum Anbau bestimmte, aus rechtlichen oder tats�chlichen 

Gr�nden mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Wege 
(Wohnwege).

É 2
Umfang der ErschlieÅungsanlagen

(1) Beitragsf�hig sind die Erschlie�ungskosten
1. f�r Anbaustra�en

in             bis zu einer Breite von
1.1 Kleingartengebieten und Wochenendhausgebieten 6 m;
1.2 Kleinsiedlungsgebieten und Ferienhausgebieten 10 m,

bei nur einseitiger Bebaubarkeit 7 m;
1.3 Dorfgebieten, reinen, allgemeinen und besonderen 

Wohngebieten und Mischgebieten 14 m,

bei nur einseitiger Bebaubarkeit 8 m;

1.4 Kerngebieten, Gewerbegebieten und anderen als den 
in Nrn. 1.1 und 1.2 genannten Sondergebieten 18 m,

bei nur einseitiger Bebaubarkeit 12,5 m;
1.5 Industriegebieten 20 m,

bei nur einseitiger Bebaubarkeit 14,5 m;

2. f�r Wohnwege bis zu einer Breite von 5 m.

(2) Werden im Bauprogramm f�r Anbaustra�en besondere 
fl�chenm��ige Teileinrichtungen als Parkfl�chen (z.B. 
Parkstreifen, Parkbuchten) bzw. f�r Anbaustra�en oder f�r 
Wohnwege besondere fl�chenm��ige Teileinrichtungen f�r 
Gr�npflanzungen vorgesehen, so vergr��ern sich die in Abs. 1 
angegebenen Ma�e je Teileinrichtung um 6 m.

(3) Endet eine Anbaustra�e mit einer Wendeanlage, so vergr��ern 
sich die in Abs. 1 und 2 angegebenen Ma�e f�r den Bereich 
einer Wendeanlage auf das Anderthalbfache, mindestens aber 
um 8 m; dasselbe gilt f�r den Bereich der Einm�ndung in 
andere oder der Kreuzung mit anderen Verkehrsanlagen.
Erschlie�t eine Anbaustra�e Grundst�cke in Baugebieten 
unterschiedlicher Art, so gilt die gr��te der in Abs. 1 
angegebenen Breiten.
Die Art des Baugebiets ergibt sich aus den Festsetzungen des 
Bebauungsplans. Soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder 
die Art des Baugebiets nicht festlegt, richtet sich die Gebietsart 
nach der auf den Grundst�cken in der n�heren Umgebung 
�berwiegend vorhandenen Nutzung.

(4) Die beitragsf�higen Erschlie�ungskosten umfassen die 
anderweitig nicht gedeckten Kosten f�r
1. den Erwerb von Fl�chen f�r die Erschlie�ungsanlagen, die 

Abl�sung von Rechten an solchen Fl�chen sowie f�r die 
Freilegung der Fl�chen,

2. die erstmalige endg�ltige Herstellung der 
Erschlie�ungsanlagen einschlie�lich der Einrichtungen f�r 

ihre Entw�sserung und Beleuchtung und des Anschlusses 
der Stra�en, Wege und Pl�tze an bestehende �ffentliche 
Stra�en, Wege oder Pl�tze,

3. die �bernahme von Anlagen als gemeindliche 
Erschlie�ungsanlagen, 

4. die durch die Erschlie�ungsma�nahme veranlassten 
Fremdfinanzierungskosten,

5. Ausgleichsma�nahmen, die durch den Eingriff in Natur und 
Landschaft durch die Erschlie�ungsanlagen verursacht 
werden,

6. den Wert der aus dem Verm�gen der Gemeinde 
bereitgestellten Sachen und Rechte; ma�gebend ist der 
Zeitpunkt der erstmaligen Bereitstellung;

7. die vom Personal der Gemeinde erbrachten Werk- und 
Dienstleistungen.

Die Erschlie�ungskosten umfassen auch die Kosten f�r in der 
Baulast der Gemeinde stehende Teile der Ortsdurchfahrt einer 
Bundes-, Landes- oder Kreisstra�e; bei der Fahrbahn sind die 
Erschlie�ungskosten auf die Teile beschr�nkt, die �ber die 
Breite der anschlie�enden freien Strecken hinausgehen.

É 3
Ermittlung der beitragsfÇhigen ErschlieÅungskosten

(1) Die beitragsf�higen Erschlie�ungskosten werden nach den 
tats�chlichen Kosten ermittelt.

(2) Die beitragsf�higen Erschlie�ungskosten werden f�r die 
einzelne Erschlie�ungsanlage ermittelt. Die Gemeinde kann 
abweichend von Satz 1 die beitragsf�higen Erschlie�ungskosten 
f�r bestimmte Abschnitte einer Erschlie�ungsanlage ermitteln 
oder diese Kosten f�r mehrere erstmals herzustellende 
Anbaustra�en und/oder Wohnwege, die f�r die st�dtebaulich 
zweckm��ige Erschlie�ung der Grundst�cke eine 
Abrechnungseinheit bilden, insgesamt ermitteln.

É 4
Merkmale der endgÄltigen Herstellung
der AnbaustraÅen und der Wohnwege

(1) Anbaustra�en sind endg�ltig hergestellt, wenn sie neben den im 
Bauprogramm vorgesehenen fl�chenm��igen Teileinrichtungen 
(Fahrbahn, Gehwege, Radwege, Gr�npflanzungen, Parkfl�chen 
usw.) �ber betriebsfertige Beleuchtungs- und 
Entw�sserungseinrichtungen verf�gen. Die fl�chenm��igen 
Teileinrichtungen sind endg�ltig hergestellt, wenn
1. Fahrbahnen, Gehwege und Radwege eine Decke aus 

Asphalt, Beton, Pflaster oder Platten aufweisen; die Decke 
kann auch aus einem �hnlichen Material neuzeitlicher 
Bauweise bestehen;

2. Parkfl�chen eine Decke entsprechend Nr. 1 aufweisen; diese 
kann auch aus einer wasserdurchl�ssigen Deckschicht (z.B. 
Rasenpflaster, Rasengittersteine, Schotterrasen) bestehen;

3. Gr�npflanzungen g�rtnerisch gestaltet sind;
4. Mischfl�chen, die in ihrer gesamten Ausdehnung sowohl f�r 

den Fahr- als auch f�r den Fu�g�ngerverkehr bestimmt sind, 
in den befestigten Teilen entsprechend Nr. 2 hergestellt und 
die unbefestigten Teile gem�� Nr. 3 gestaltet sind.

(2) Wohnwege sind endg�ltig hergestellt, wenn sie entsprechend 
Abs. 1 ausgebaut sind.

(3) Die Gemeinde kann im Einzelfall durch Satzung die 
Herstellungsmerkmale abweichend von den vorstehenden 
Bestimmungen festlegen. 



É 5
Anteil der Gemeinde an den beitragsfÇhigen

ErschlieÅungskosten
Die Gemeinde tr�gt 5 v. H. der beitragsf�higen 
Erschlie�ungskosten.

É 6
Erschlossene GrundstÄcke, Abrechnungsgebiet,

Verteilung der umlagefÇhigen ErschlieÅungskosten
(1) Durch eine Anbaustra�e oder durch einen Wohnweg werden 

Grundst�cke erschlossen, denen diese Anlage die wegem��ige 
Erschlie�ung vermittelt, die das Bauplanungsrecht als gesicherte 
Erschlie�ung f�r ihre bestimmungsgem��e Nutzung verlangt. 
Hinterliegergrundst�cke, die mit mehreren Anbaustra�en �ber 
einen befahrbaren oder unbefahrbaren Privatweg oder �ber 
einen Wohnweg verbunden sind, gelten als durch die 
n�chstgelegene Anbaustra�e erschlossen.

(2) Soweit sich im Einzelfall das Erschlossensein durch eine 
Anbaustra�e oder einen Wohnweg aufgrund von Festsetzungen 
des Bebauungsplans oder anderer Vorschriften auf eine 
Teilfl�che des Grundst�cks beschr�nkt, wird nur diese 
Teilfl�che als Grundst�cksfl�che bei der Verteilung der 
Erschlie�ungskosten zugrunde gelegt.

(3) Die durch eine Erschlie�ungsanlage erschlossenen Grundst�cke 
bilden das Abrechnungsgebiet. Werden die Erschlie�ungskosten 
f�r den Abschnitt einer Anbaustra�e oder eines Wohnwegs oder 
zusammengefasst f�r mehrere Anbaustra�en und/oder 
Wohnwege, die eine Abrechnungseinheit bilden, ermittelt und 
abgerechnet, so gelten der Abschnitt bzw. die 
Abrechnungseinheit als Erschlie�ungsanlage i.S. des Satzes 1.

(4) Die nach Abzug des Anteils der Gemeinde (� 5) anderweitig 
nicht gedeckten Erschlie�ungskosten (umlagef�hige 
Erschlie�ungskosten) werden auf die Grundst�cke des 
Abrechnungsgebiets in dem Verh�ltnis verteilt, in dem die 
Nutzungsfl�chen der einzelnen Grundst�cke zueinander stehen.

(5) F�r die Verteilung der umlagef�higen Erschlie�ungskosten sind 
die Verh�ltnisse im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld 
ma�gebend (Verteilungszeitpunkt).

É 7
NutzungsflÇchen und Nutzungsfaktoren

(1) Die Nutzungsfl�che eines Grundst�cks ergibt sich durch 
Vervielfachung seiner Grundst�cksfl�che mit einem 
Nutzungsfaktor; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die n�chstfolgende volle 
Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 
sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

(2) Bei der Verteilung der Erschlie�ungskosten wird durch den 
Nutzungsfaktor die unterschiedliche Nutzung der Grundst�cke 
nach Ma� (�� 8 bis 12) und Art (� 13) ber�cksichtigt. F�r 
Grundst�cke, die durch weitere gleichartige 
Erschlie�ungsanlagen erschlossen werden, gilt dar�ber hinaus 
die Regelung des � 14.

(3) Der Nutzungsfaktor betr�gt entsprechend dem Ma� der Nutzung
1. in den F�llen des � 11 Abs. 2 0,5,
2. bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0,
3. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,
4. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5,
5. bei vier- und f�nfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75,
6. bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 2,0.

É 8
Ermittlung des NutzungsmaÅes bei GrundstÄcken,

fÄr die ein Bebauungsplan die Geschosszahl festsetzt
(1) Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte 

h�chstzul�ssige Zahl der Vollgeschosse. Ist im Einzelfall eine 
gr��ere Geschosszahl genehmigt, so ist diese zugrunde zu 
legen. Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der 
Landesbauordnung (LBO) in der im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung �ber den Bebauungsplan geltenden Fassung.

(2) �berschreiten Geschosse nach Abs. 1 die H�he von 3,5 m, so 
gilt als Geschosszahl die Baumasse des Bauwerks geteilt durch 
die �berbaute Grundst�cksfl�che und nochmals geteilt durch 
3,5, mindestens jedoch die nach Abs. 1 ma�gebende 
Geschosszahl; das Ergebnis wird auf die n�chstfolgende volle 
Zahl aufgerundet.

É 9
Ermittlung des NutzungsmaÅes bei GrundstÄcken,

fÄr die ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt
(1) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse eine 

Baumassenzahl aus, so gilt als Geschosszahl die Baumassenzahl 
geteilt durch 3,5; das Ergebnis wird auf die n�chstfolgende volle 
Zahl aufgerundet.

(2) Ist eine gr��ere als die nach Abs. 1 bei Anwendung der 
Baumassenzahl zul�ssige Baumasse genehmigt, so ergibt sich 
die Geschosszahl aus der Teilung dieser Baumasse durch die 
Grundst�cksfl�che und nochmaliger Teilung des Ergebnisses 
durch 3,5; das Ergebnis wird auf die n�chstfolgende volle Zahl 
aufgerundet.

É 10
Ermittlung des NutzungsmaÅes bei GrundstÄcken,

fÄr die ein Bebauungsplan die HÑhe baulicher Anlagen 
festsetzt

(1) Bestimmt der Bebauungsplan das Ma� der baulichen Nutzung 
nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine 
Baumassenzahl, sondern setzt er die H�he baulicher Anlagen in 
Gestalt der maximalen Geb�udeh�he (Firsth�he) fest, so gilt als 
Geschosszahl das festgesetzte H�chstma� der H�he der 
baulichen Anlage geteilt durch
1. 3,5 f�r die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete 

(WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und 
besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2. 3,5 f�r die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), 
Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete 
(GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete 
(SO)

festgesetzten Gebiete; das Ergebnis wird auf die n�chstfolgende 
volle Zahl aufgerundet. 

(2) Bestimmt der Bebauungsplan das Ma� der baulichen Nutzung 
nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine 
Baumassenzahl, sondern setzt er die H�he baulicher Anlagen in 
Gestalt der maximalen Traufh�he (Schnittpunkt der 
senkrechten, traufseitigen Au�enwand mit der Dachhaut) fest, 
so gilt als Geschosszahl das festgesetzte H�chstma� der H�he 
der baulichen Anlage geteilt durch
1. 2,7 f�r die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete 

(WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und 
besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2. 3,5 f�r die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), 
Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete 
(GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete 
(SO)

festgesetzten Gebiete; das Ergebnis wird auf die n�chstfolgende 
volle Zahl aufgerundet.

(3) Ist im Einzelfall eine gr��ere als die im Bebauungsplan 
festgesetzte H�he baulicher Anlagen genehmigt, so ist diese 
gem�� Abs. 1 oder 2 in eine Geschosszahl umzurechnen.

(4) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse oder 
einer Baumassenzahl sowohl die zul�ssige Firsth�he als auch 
die zul�ssige Traufh�he der baulichen Anlage aus, so ist die 
Traufh�he gem�� Abs. 2 und 3 in eine Geschosszahl 
umzurechnen. 

É 11
Sonderregelungen fÄr GrundstÄcke

in beplanten Gebieten
(1) Grundst�cke, auf denen nur Stellpl�tze oder Garagen hergestellt 

werden k�nnen, gelten als eingeschossig bebaubar. Ist nach den 
Festsetzungen des Bebauungsplans mehr als ein 
Garagengeschoss zul�ssig oder im Einzelfall genehmigt, so ist 
die jeweils h�here Geschosszahl anzusetzen. Als Geschosse 
gelten neben Vollgeschossen i.S. der LBO (in der im Zeitpunkt 
der Beschlussfassung �ber den Bebauungsplan geltenden 
Fassung) auch Untergeschosse in Garagen- und 
Parkierungsbauwerken. Die �� 8 bis 10 finden keine 
Anwendung.

(2) Auf Gemeinbedarfs- oder Gr�nfl�chengrundst�cke in beplanten 
Gebieten, deren Grundst�cksfl�chen aufgrund ihrer 
Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem untergeordneten 



Teil mit Geb�uden �berdeckt werden sollen bzw. �berdeckt sind 
(z.B. Friedh�fe, Sportpl�tze, Freib�der, Kleingartengel�nde), 
wird ein Nutzungsfaktor von 0,5 angewandt. Die �� 8 bis 10 
finden keine Anwendung.

(3) Beitragsrechtlich nutzbare Grundst�cke, die von den 
Bestimmungen der �� 8 bis 10 und � 11 Abs. 1 und 2 nicht 
erfasst sind, gelten als eingeschossig bebaubar, wenn auf ihnen 
keine Geb�ude oder nur Anlagen zur Ver- und Entsorgung der 
Baugebiete errichtet werden d�rfen.

É 12
Ermittlung des NutzungsmaÅes bei GrundstÄcken,
fÄr die keine Planfestsetzungen i.S. der ÉÉ 8 bis 11

bestehen
(1) In unbeplanten Gebieten und bei Grundst�cken, f�r die ein 

Bebauungsplan keine den �� 8 bis 11 entsprechende 
Festsetzungen enth�lt, ist
1. bei bebauten Grundst�cken die Zahl der tats�chlich 

vorhandenen,
2. bei unbebauten, aber bebaubaren Grundst�cken die Zahl der 

auf den Grundst�cken in der n�heren Umgebung 
�berwiegend vorhandenen 

Geschosse ma�gebend. Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. 
der LBO in der im Verteilungszeitpunkt (� 6 Abs. 5) geltenden 
Fassung. Sind auf einem Grundst�ck mehrere bauliche Anlagen 
mit unterschiedlicher Geschosszahl vorhanden, ist die h�chste 
Zahl der Vollgeschosse ma�gebend. � 8 Abs. 2 gilt 
entsprechend.

(2) Bei Grundst�cken mit Geb�uden ohne ein Vollgeschoss i.S. der 
LBO sowie in F�llen, in denen eine Geschosszahl nach den 
Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar ist, ergibt sich 
die Geschosszahl aus der Teilung der tats�chlich vorhandenen 
Baumasse entsprechend � 8 Abs. 2.

(3) Abweichend von Abs. 1 und 2 finden die Regelungen des � 11 
f�r die Grundst�cke entsprechende Anwendung,
1. auf denen nur Stellpl�tze oder Garagen hergestellt werden 

k�nnen,
2. die als Gemeinbedarfs- oder Gr�nfl�chengrundst�cke 

entsprechend � 11 Abs. 2 tats�chlich baulich genutzt sind.

É 13
Artzuschlag

(1) F�r Grundst�cke, die nach den Festsetzungen eines 
Bebauungsplans oder nach der auf den Grundst�cken in der 
n�heren Umgebung �berwiegend vorhandenen Nutzungsart in 
einem Kern-, Gewerbe- oder Industriegebiet (sowie einem 
Sondergebiet mit den Nutzungsarten „Einkaufszentren und 
gro�fl�chige Handelsbetriebe, Messe, Ausstellung und 
Kongresse, Hafengebiet“) liegen, sind die in � 7 Abs. 3 
genannten Nutzungsfaktoren um 0,5 zu erh�hen, wenn in einem 
Abrechnungsgebiet (� 6 Abs. 3) au�er diesen Grundst�cken 
auch andere Grundst�cke erschlossen werden.

(2) Ein Artzuschlag entf�llt f�r die unter � 11 Abs. 2 und � 12 Abs.
3 Nr. 2 fallenden Grundst�cke.

É 14
Mehrfach erschlossene GrundstÄcke

(1) F�r Grundst�cke, die durch weitere voll in der Baulast der 
Gemeinde stehende Anbaustra�en erschlossen werden (z.B. 
Eckgrundst�cke, Grundst�cke zwischen zwei Anbaustra�en), 
wird die nach den �� 6 bis 13 ermittelte Nutzungsfl�che des 
Grundst�cks bei einer Erschlie�ung durch zwei Anbaustra�en 
zur H�lfte, durch drei Anbaustra�en zu einem Drittel, durch vier 
und mehr Anbaustra�en mit dem entsprechend ermittelten 
Bruchteil zugrunde gelegt. Das Ergebnis wird auf eine volle 
Zahl gerundet; Nachkommastellen werden ab 0,5 auf die 
n�chstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, 
die kleiner als 0,5 sind, werden auf die vorausgehende volle 
Zahl abgerundet.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend f�r Grundst�cke, die durch weitere 
Wohnwege erschlossen werden.

É 15
Vorauszahlungen

(1) Die Gemeinde kann f�r Grundst�cke, f�r die ein 
Erschlie�ungsbeitrag noch nicht entstanden ist, 
Vorauszahlungen bis zur H�he des voraussichtlichen 

endg�ltigen Erschlie�ungsbeitrags erheben, wenn mit der 
Herstellung der Erschlie�ungsanlage begonnen worden und die 
endg�ltige Herstellung der Erschlie�ungsanlage innerhalb von 
vier Jahren zu erwarten ist.

(2) Vorauszahlungen sind mit der endg�ltigen Beitragsschuld zu 
verrechnen, auch wenn der Vorauszahlende nicht Schuldner des 
endg�ltigen Beitrags ist. �bersteigt die Vorauszahlung die 
endg�ltige Beitragsschuld, steht der Anspruch auf R�ckgew�hr 
des �bersteigenden Betrags dem Beitragsschuldner zu.

É 16
Entstehung der Beitragsschuld

(1) Die Beitragsschuld entsteht, wenn die Anbaustra�e bzw. der 
Wohnweg s�mtliche zu ihrer erstmaligen endg�ltigen 
Herstellung nach dem Bauprogramm vorgesehenen 
Teileinrichtungen aufweist und diese den Merkmalen der 
endg�ltigen Herstellung (� 4) entsprechen, ihre Herstellung die 
Anforderungen des � 125 des Baugesetzbuchs erf�llt und die 
Anlage �ffentlich genutzt werden kann.

(2) Die Gemeinde gibt den Zeitpunkt der endg�ltigen Herstellung 
der Erschlie�ungsanlage und des Entstehens der Beitragsschuld 
bekannt. 

(3) Die Abs�tze 1 und 2 gelten entsprechend f�r den Abschnitt einer 
Erschlie�ungsanlage oder eine Abrechnungseinheit (� 3 Abs. 2 
S. 2). 

(4) Die Vorauszahlungsschuld (� 15) entsteht mit der Bekanntgabe 
des Vorauszahlungsbescheids.

É 17
Beitragsschuldner

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des 
Beitrags- bzw. Vorauszahlungsbescheids Eigent�mer des 
Grundst�cks ist.

(2) Ist das Grundst�ck mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der 
Erbbauberechtigte an Stelle des Eigent�mers beitragspflichtig. 
Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs-
und Teileigent�mer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil 
beitragspflichtig.

(3) Steht das Grundst�ck, Erbbaurecht, Wohnungs- oder 
Teileigentum im Eigentum mehrerer Personen zur gesamten 
Hand, ist die Gesamthandsgemeinschaft beitragspflichtig.

É 18
FÇlligkeit des ErschlieÅungsbeitrags

und der Vorauszahlungen
Der Erschlie�ungsbeitrag und die Vorauszahlungen sind innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe des Beitrags- bzw. 
Vorauszahlungsbescheids zu entrichten.

É 19
AblÑsung des ErschlieÅungsbeitrags

(1) Die Gemeinde kann, solange die Beitragsschuld noch nicht 
entstanden ist, mit dem Beitragsschuldner die Abl�sung des 
Erschlie�ungsbeitrags f�r eine Erschlie�ungsanlage, einen 
bestimmten Abschnitt oder die zu einer Abrechnungseinheit 
zusammengefassten Erschlie�ungsanlagen vereinbaren. 

(2) Der Abl�sungsbetrag bestimmt sich nach der H�he der 
voraussichtlich entstehenden Beitragsschuld; die Ermittlung 
erfolgt nach den Bestimmungen dieser Satzung.

(3) Ein Rechtsanspruch auf Abl�sung besteht nicht.

II.
Schlussvorschriften

É 20
Andere ErschlieÅungsanlagen

Die Gemeinde Wittighausen erhebt f�r �ffentliche 
1. Stra�en, die nicht zum Anbau, sondern dazu bestimmt sind, 

Anbaustra�en mit dem �brigen Stra�ennetz in der Gemeinde zu 
verbinden (Sammelstra�en),

2. Wege, die aus rechtlichen oder tats�chlichen Gr�nden mit 
Kraftfahrzeugen nicht befahrbar und nicht zum Anbau, sondern 
als Verbindungs-, Abk�rzungs- oder �hnliche Wege bestimmt 
sind (Sammelwege),

3. Parkfl�chen und Gr�nanlagen, soweit sie nicht nach dem 
Bauprogramm fl�chenm��ige Teileinrichtungen der in � 1 



genannten Verkehrsanlagen sind (selbstst�ndige Parkfl�chen 
und Gr�nanlagen),

4. Kinderspielpl�tze,
5. Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen 

Ger�uschimmissionen (L�rmschutzanlagen)
keine Erschlie�ungsbeitr�ge nach den Vorschriften des 
Kommunalabgabengesetzes.

É 21
Öbergangsregelungen

(1) Die Erschlie�ungsbeitragssatzung vom 09.Juni 1992 findet 
Anwendung, wenn f�r Grundst�cke vor dem 1. Oktober 2005 
ein Erschlie�ungsbeitrag nach dem Baugesetzbuch (BauGB) 
entstanden ist und der Erschlie�ungsbeitrag noch erhoben 
werden kann.

(2) Sind vor dem 1. Oktober 2005 Vorausleistungen auf den 
Erschlie�ungsbeitrag entrichtet worden, die die endg�ltige 

Beitragsschuld �bersteigen, steht auch nach dem 30. September 
2005 der Anspruch auf R�ckgew�hr dem Vorausleistenden zu, 
soweit dieser keine anderweitige Verf�gung getroffen hat.

(3) Hat ein Grundst�ckseigent�mer nach � 133 Abs. 3 S. 5 BauGB 
den Erschlie�ungsbeitrag f�r eine Erschlie�ungsanlage i.S. des 
� 127 Abs. 2 BauGB abgel�st, so gilt die beitragsbefreiende 
Wirkung der Abl�sung weiterhin.

É 22
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2006 in Kraft, gleichzeitig tritt die 
Satzung �ber die Erhebung von Erschlie�ungsbeitr�gen 
(Erschlie�ungsbeitragssatzung) der Gemeinde Wittighausen vom 
09. Juni 1992 au�er Kraft.

Wittighausen, den 21. Dezember 2005

Bernhard Henneberger, BÄrgermeister


